
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Nichteröffnung von Hauptverfahren trotz Anklageerhebung, Haftbefehl oder 
Haftverschonungsmaßnahmen in Bayern seit 2000

Die Erhebung einer Anklage, die Beantragung eines Haftbefehls oder die Anordnung 
von Haftverschonungsauflagen stellen erhebliche Eingriffe in die Rechte Beschuldigter 
dar und binden zugleich erhebliche Ressourcen von Staatsanwaltschaften, Gerichten 
und Polizei. Von besonderem öffentlichen Interesse ist daher, in welchem Umfang 
bayerische Staatsanwaltschaften Verfahren zur Anklage bringen oder freiheits-
beschränkende Maßnahmen beantragen, bei denen das Hauptverfahren später nicht 
eröffnet wird. Dies betrifft insbesondere die Frage, ob Anklageerhebung und Haftan-
träge auf ausreichend tragfähiger Tatsachengrundlage erfolgen und welche Kosten 
bzw. Entschädigungsfolgen entstehen.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Nichteröffnung von Hauptverfahren seit 2000  �   4

1.1	 Wie viele Anklagen bayerischer Staatsanwaltschaften führten seit dem 
Jahr 2000 nicht zur Eröffnung des Hauptverfahrens?  �   4

1.2	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Jahren, Staatsanwaltschaften und 
Deliktsgruppen?  �   4

1.3	 Wie hoch war der Anteil nicht eröffneter Hauptverfahren an allen er-
hobenen Anklagen?  �   4

2.		 Nichteröffnung nach vorherigen Zwangsmaßnahmen  �   4

2.1	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor ein Haftbefehl beantragt oder erlassen worden war?  �   4

2.2	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor Haftverschonungsauflagen angeordnet worden waren?  �   4

2.3	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder sonstige erhebliche 
Ermittlungsmaßnahmen durchgeführt worden waren?  �   4

3.		 Gründe für Nichteröffnung  �   4

3.1	 Aus welchen Gründen wurden Hauptverfahren seit dem Jahr 2000 
nicht eröffnet?  �   4
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3.2	 Wie viele Nichteröffnungen erfolgten wegen fehlenden hinreichenden 
Tatverdachts?  �   4

3.3	 Wie viele Nichteröffnungen erfolgten wegen rechtlicher Mängel, un-
zureichender Beweislage oder nicht tragfähiger Anklagebegründung?  �   4

4.		 Untersuchungshaft und Freiheitsbeschränkungen  �   4

4.1	 Wie viele Beschuldigte befanden sich in Verfahren, die später nicht 
eröffnet wurden, zuvor in Untersuchungshaft?  �   4

4.2	 Wie lange dauerte die Untersuchungshaft in diesen Fällen durch-
schnittlich und maximal?  �   5

4.3	 Wie viele Beschuldigte unterlagen in später nicht eröffneten Verfahren 
zuvor Meldeauflagen, Wohnsitzauflagen, Passabgaben oder sonsti-
gen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen?  �   5

5.		 Kosten und Ressourcenbindung  �   5

5.1	 Welche Personal-, Sach- und Verfahrenskosten entstanden seit dem 
Jahr 2000 durch Anklagen, die später nicht zur Eröffnung des Haupt-
verfahrens führten?  �   5

5.2	 Welche Kosten entstanden in diesen Fällen durch Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Gerichte, Pflichtverteidigung, Gutachten und Haftvollzug?  �   5

5.3	 Wie hoch waren die durchschnittlichen Kosten pro nicht eröffnetem 
Verfahren?  �   5

6.		 Entschädigungen und Erstattungen  �   5

6.1	 In wie vielen Fällen nicht eröffneter Hauptverfahren wurden Ent-
schädigungsansprüche geltend gemacht?  �   5

6.2	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungen oder Auslagenerstattungen 
bewilligt?  �   5

6.3	 Wie hoch waren die seit dem Jahr 2000 insgesamt gezahlten Ent-
schädigungen und Erstattungen in solchen Fällen?  �   5

7.		  Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich  �   5

7.1	 Wie viele Nichteröffnungen nach Anklageerhebung entfielen seit dem 
Jahr 2000 auf die Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   5

7.2	 Wie häufig waren bei der Staatsanwaltschaft Augsburg in solchen 
Fällen zuvor Haftbefehle, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen 
oder Beschlagnahmen beantragt worden?  �   5

7.3	 Wie bewertet die Staatsregierung die Zahlen der Staatsanwaltschaft Augs-
burg im Vergleich zu anderen bayerischen Staatsanwaltschaften?  �   6

8.		 Bewertung, Belastung und Qualitätssicherung  �   6
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8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob Nicht-
eröffnungen trotz vorheriger Anklageerhebung, Haftbefehlsanträge 
oder Zwangsmaßnahmen im Zusammenhang mit Arbeitsbelastung, 
Personalmangel, Zeitdruck oder organisatorischen Defiziten bei Staats-
anwaltschaften stehen?  �   6

8.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen seit dem Jahr 2000 zugleich 
hohe Belastungszahlen und erhöhte Zahlen von Nichteröffnungen 
nach Anklageerhebung auf?  �   6

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen, um Anklagen, Haftbefehlsanträge oder sonstige er-
hebliche Eingriffe möglichst bereits vor gerichtlicher Nichteröffnung 
auf tragfähige Tatsachengrundlage, Verhältnismäßigkeit und Kosten-
folgen zu prüfen?  �   6

Hinweise des Landtagsamts  �   7
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Nichteröffnung von Hauptverfahren seit 2000

1.1	 Wie viele Anklagen bayerischer Staatsanwaltschaften führten seit 
dem Jahr 2000 nicht zur Eröffnung des Hauptverfahrens?

1.2	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Jahren, Staatsanwaltschaften und 
Deliktsgruppen?

1.3	 Wie hoch war der Anteil nicht eröffneter Hauptverfahren an allen 
erhobenen Anklagen?

2.		 Nichteröffnung nach vorherigen Zwangsmaßnahmen

2.1	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor ein Haftbefehl beantragt oder erlassen worden war?

2.2	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor Haftverschonungsauflagen angeordnet worden waren?

2.3	 In wie vielen Fällen wurde das Hauptverfahren nicht eröffnet, obwohl 
zuvor Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder sonstige erhebliche 
Ermittlungsmaßnahmen durchgeführt worden waren?

3.		 Gründe für Nichteröffnung

3.1	 Aus welchen Gründen wurden Hauptverfahren seit dem Jahr 2000 
nicht eröffnet?

3.2	 Wie viele Nichteröffnungen erfolgten wegen fehlenden hinreichenden 
Tatverdachts?

3.3	 Wie viele Nichteröffnungen erfolgten wegen rechtlicher Mängel, un-
zureichender Beweislage oder nicht tragfähiger Anklagebegründung?

4.		 Untersuchungshaft und Freiheitsbeschränkungen

4.1	 Wie viele Beschuldigte befanden sich in Verfahren, die später nicht 
eröffnet wurden, zuvor in Untersuchungshaft?
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4.2	 Wie lange dauerte die Untersuchungshaft in diesen Fällen durch-
schnittlich und maximal?

4.3	 Wie viele Beschuldigte unterlagen in später nicht eröffneten Ver-
fahren zuvor Meldeauflagen, Wohnsitzauflagen, Passabgaben oder 
sonstigen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen?

5.		 Kosten und Ressourcenbindung

5.1	 Welche Personal-, Sach- und Verfahrenskosten entstanden seit dem 
Jahr 2000 durch Anklagen, die später nicht zur Eröffnung des Haupt-
verfahrens führten?

5.2	 Welche Kosten entstanden in diesen Fällen durch Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Gerichte, Pflichtverteidigung, Gutachten und Haftvollzug?

5.3	 Wie hoch waren die durchschnittlichen Kosten pro nicht eröffnetem 
Verfahren?

6.		 Entschädigungen und Erstattungen

6.1	 In wie vielen Fällen nicht eröffneter Hauptverfahren wurden Ent-
schädigungsansprüche geltend gemacht?

6.2	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungen oder Auslagenerstattungen 
bewilligt?

6.3	 Wie hoch waren die seit dem Jahr 2000 insgesamt gezahlten Ent-
schädigungen und Erstattungen in solchen Fällen?

7.		  Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich

7.1	 Wie viele Nichteröffnungen nach Anklageerhebung entfielen seit dem 
Jahr 2000 auf die Staatsanwaltschaft Augsburg?

7.2	 Wie häufig waren bei der Staatsanwaltschaft Augsburg in solchen 
Fällen zuvor Haftbefehle, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen 
oder Beschlagnahmen beantragt worden?
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7.3	 Wie bewertet die Staatsregierung die Zahlen der Staatsanwaltschaft 
Augsburg im Vergleich zu anderen bayerischen Staatsanwaltschaften?

Die Fragen 1.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Die Gerichte entscheiden nach Maßgabe des Strafprozessrechts über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens in richterlicher Unabhängigkeit.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staatsanwalt-
schaften möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamen-
tarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit verbundene 
Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

8.		 Bewertung, Belastung und Qualitätssicherung

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob Nicht-
eröffnungen trotz vorheriger Anklageerhebung, Haftbefehlsanträge 
oder Zwangsmaßnahmen im Zusammenhang mit Arbeitsbelastung, 
Personalmangel, Zeitdruck oder organisatorischen Defiziten bei 
Staatsanwaltschaften stehen?

8.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen seit dem Jahr 2000 zugleich 
hohe Belastungszahlen und erhöhte Zahlen von Nichteröffnungen 
nach Anklageerhebung auf?

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen, um Anklagen, Haftbefehlsanträge oder sonstige er-
hebliche Eingriffe möglichst bereits vor gerichtlicher Nichteröffnung 
auf tragfähige Tatsachengrundlage, Verhältnismäßigkeit und Kosten-
folgen zu prüfen?

Die Fragen 8.1 bis 8.3 werden zusammen beantwortet.

Die Staatsanwaltschaften in Bayern sind sehr leistungsfähig. Erkenntnisse im Sinn 
der Fragestellung liegen nicht vor. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 
bis 7.3 Bezug genommen.

Eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung ist durch die strik-
te Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gerichtliche Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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